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6500 Unterschriften

tert auf dem Regierungsplatz nochmals die Gründe, die gegen die NFA sprechen

Das Referendum gegen die
Bündner NFA steht: Fast 6500
Personen haben das vom Komi-
tee <<Nein zur Bündner NFA',
ergrif fene Volksb egehren unter-
stitzt. Damit kommt die NFA
definitiv vorsVolk - offen ist,
wann dies der Fall sein wird.

Von Peter Simmen

Chur. - 1500 Unterschriften von
stiuimberechtigten Personen sind nö-
tig für das Zustandekommen des Re-
ferendums zu einer vom Grossen Rat
verabsctriedeten Vorlage. Dieses Soll
haben die Gegner der Neugestaltung
des Finanzausgleichs und der Aufga-
benteilung zwischen Kanton und Ge-
meinden (Bündner NFA) um mehr als
das Dreifache übertroffen: 6470 be-
glaubigte Unterschriften übergab das
Referendumskomitee gestern - zwei
Tage vorAblauf der 90-tägigen Refe-
rendumsfrist - auf dem Regierungs-
platz in Chur der Standeskanzlei.

DieVertreter der 18 im Komitee en-
gagierten Verbände und Organisatio-
nen sprachen denn auch von einem
<Freudentag für Graubünden, und
von einem breiten Widerstand gegen
die NFA, der bei der Bevölkerung
spürbar sei. Sie riefen die Behörden
dazu auf, deh Widerstand der Bevöl-
kerung ernst zu nehmen.

"Volk will mitbestimmen"
Die Bevölkerung lasse sich vom Gros-
sen Rat nicht den Mund verbieten,
sagte Patrik Degiacomi, Präsident von
Avenir Social Graubünden und einer
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der Sprecher des Komitees, inAnspie-
lung auf die Weigerung des Kantons-
parlaments, die grosse Reformvorlage
von sich aus demVoik vorzulegen. Mit
der <riesigenAnzahl, an Unterschrif-
ten habe dasVolk klargemacht, dass es

bei dieser wichtigenVoriage mitreden
wolle.

Das Ergebnis der Unterschriften-
sammlung übertreffe die Erwartun-
gen des Komitees bei weitem, sagte
Thomas Hensel von der Gewerkschaft
VPOD. Wie vom Komitee erwartet,
habe sich der Start der Unterschriften-
samurlung, der mit dem Beginn der
Sommerferien zusammengefallen sei,
als grosses Handicap erwiesen. Die
meisten der beteiligten Organisatio-
nen hätten ihre Mitglieder erst in den
letzten dreiWochen vorAblauf der in-
ternen Sammelfrist am 1. September
mit den Unterlagen bedienen können.
Am 17.August, zweiWochen vorAb-
Iauf dieser Frist, seien erst etwa 500
Unterschriften beisammen gewesen.
so Hensel. Dann aber sei alles sehr
rasch gegangen und das Sekretariat
sei richtiggehend mit ausgefüliten Un-
terschriftenbogen überflutet worden.

Regional breit abgestützt
Die von Hensel päsentierten detail-
lierten Zahlen der Unterschriften-
sammlung zeigen, dass der Wider-
stand gegen die NFA breit abgestützt
ist. In gut 150 Gemeinden, verteiit
über das ganze Kantonsgebiet, wur-
den Unterschriften gesammelt. Dies
zeige, dass sich die Bevölkerung im
garrzerr Kanton betroffen fühie. Ga-
briela Aschwanden, Präsidentin des

Schulbehördeverbands, sieht in der
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grossen Anzahl Unterschriften den
Beweis dafür, dass sich die Bevölke-
rung Sorgen macht um die Schule. Die
bewährten Strukturen ditften nicht
ohne Not zerstört werden, die Schule
müsse eineVerbundaufgabe von Kan-
ton und Gemeinden bleiben.

Die Bündner SP, die als einzige Par-
tei das Referendum unterstitzt, zeig-
te sich in einer Stellungnahme erfreut
über die "rekordverdächtige" Anzahl
Unterschriften. Für die SP ist insbe-
sondere die in der NFA vorgesehene
I(ommunalisierung des Schul- und
Sozialwesens inakzeptabel.

Abstimmungstermin offen
Noch immer Unklarheit herrscht be-
züglich des Abstimmungstermins.
Grund sind die zwei vorVerwaltungs-
gericht hängigen Verfassungsbe-
schwerden gegen die NFA (Ausgabe
vom Sonntag). Regierungsrat Martin
Schmid bestätigte gestern auf Anfra-
ge, dass die Regierung allerspätestens
am 6. Oktober darüber entscheiden
müsse, ob dieAbstimmung wie vorge-
sehen am 29. November stattfinden
könne. Gegenüber der <Südost-
schweiz am Sonntag> hatte der Präsi-
dent des Verwaltungsgerichts aber
durchblicken lassen, dass die Urteile
bis dann nicht vorliegen werden.
Wenn dem tatsächlich so sei, müsse
die Abstimmung auf nächstes Jahr
verschoben werden, sagte Regie-
rungsrat Schmid gestern. Da die Re-
gierung im Rechtsstreit Partei sei, ha-
be sie mit dem Gericht aber keinen
Kontakt, auch nicht was den Termin
des Urteils betreffe.
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Von Peter Simmen

Die Bündner NFA, das äusserst

ambitiöse Reformpaket zur Neuge-
staltung des Finanzausgleichs und
der Aufgabenteilung zwischen
Kanton und Gemeinden, hat kaum
noch Überlebenschancen. Zumin-
dest in der momentan vorliegen-
den Form. Das dürfte gestern auch
der Regiemng und der bürgerli-
chen Mehrheit des Grossen Rates
klar geworden sein.Wenn es einem
parteiunabhängigen Komitee geiin-
gen kann, ohne grosses Tämtam in-
nerhalb von nur zwei oder drei
Wochen fast 6000 Unterschriften
gegen eine derart komplexeVorla-
ge zu sanmeln, braucht man sich
gar nicht mehr gross zu bemühen,
das Unbehagen desVolks inWorte
fassen zu wollen. Die Zahien spre-

chen für sich. Noch mehr Unter-
schriften kamen lediglich beim Re-
ferendum gegen das Jagdgesetz zu-
sammen - unterAnwendung äus-
serst fragwürdiger Methoden.

Monströse Absti mmungspakete.
wie die NFA nun mal eines ist, ha-
ben vor demVolk genereli einen
schweren Stand. Dass die Politiker
dennoch immer wieder versuchen,
die Bevölkerung mit dieserTaktik
über denTisch zu ziehen, erstaunt.
Für dieAnnahme, dass die NFA
beimVolk keine Chancen haben
wird, sprechen noch zwei audere
triftige Gründe; DerWiderstand
gegen die NFA ist dermassen breit
abgestritzt wie nie in einer Refe-
rendumsabstimmung in den letz-
ten Jahren. und die zentralen The-
men, welche die NFA-Gegner in
denVordergrund rücken, haben ge-

rade in Krisenzeiten eine noch
stärkere Bedeutung. Der mit der
Reform drohende Qualitätsabbau
im Bildungs- und Sozialwesen
dürfte beimVolk selbst in guten
Zeiten einen schweren Stand ha-
ben - das zu Recht.

Zu all den inhaltlichen Bedenken
kommen jetzt noch die Diskussio-
nen um die Verfassungsmässigkeit
derVorlage und die Unsicherheit
bezüglich des Abstimmungster-
mins. Die Regierung könnte dies

doch zumAnlass nehmen, den

NFA-Zug zu stoppen, bevor er ent-
gleist. Und sie könnte in einem
zweitenAllauf den Kritikern von
Beginn an das fur das Gelingen
des Projekts nofwendige Gehör
schenken.
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